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Erklärung des Grundstückseigentümers / Erbbauberechtigten zum 
Entwässerungsantrag 
 
 
 
Die Satzung der Stadt Ettlingen über die öffentliche Abwasserbeseitigung                      
(Abwassersatzung -AbwS-), insbesondere die §§ 15 – 20 (technische Ausführung nach        
den Regeln der Technik) und § 49 (Haftung des / der  Grundstückseigentümers/-in) sind      
mir als Grundstückseigentümer/-in / Erbbauberechtigte(r)  bekannt (s. auszugsweise Abschrift 
AbwS). 
 
Ich erkläre ausdrücklich für das Grundstück 
 
Flst. Nr.:         
 
Straße:       
 
das Gebäude gem. § 19 AbwS gegen Rückstau zu sichern und die Stadt Ettlingen gem.         
§ 49 AbwS von eigenen und Ersatzansprüchen Dritter freizustellen.   
 
 
Grundstückseigentümer/ 
Erbbauberechtigter:       
 
Anschrift        
 
         
 
Datum:        
 
Unterschrift:       
 
 
 
 

   



Auszug aus der Abwassersatzung der Stadt Ettlingen 
 

§15 
Regeln der Technik 

 
Grundstücksentwässerungsanlagen sind nach den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik 
herzustellen, zu unterhalten und zu betreiben. 
Allgemein anerkannte Regeln der Technik sind 
insbesondere die technischen Bestimmungen für den 
Bau, den Betrieb und die Unterhaltung von 
Abwasseranlagen und die Einleitungsstandards, die die 
oberste Wasserbehörde durch öffentliche 
Bekanntmachung einführt. Von den allgemein 
anerkannten Regeln der Technik kann abgewichen 
werden, wenn den Anforderungen auf andere Weise 
ebenso wirksam entsprochen wird. 
 
 

§16 
Herstellung, Änderung und Unterhaltung der 

Grundstücksentwässerungsanlagen 
 

(1) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind vom 
Grundstückseigentümer auf seine Kosten herzustellen, 
zu unterhalten, zu ändern, zu erneuern und nach 
Bedarf gründlich zu reinigen. 
 
(2) Die Stadt kann zusammen mit dem 
Grundstücksanschluss einen Teil der 
Grundstücksentwässerungsanlage, vom 
Grundstücksanschluss bis einschließlich des 
Prüfschachts, herstellen oder erneuern. Die insoweit 
entstehenden Kosten hat der Grundstückseigentümer 
zu tragen. § 13 Abs. 3 und 4 gilt entsprechend. 
 
(3) Grundleitungen sind in der Regel mit mindestens 
150 mm Nennweite auszuführen. Der letzte Schacht 
mit Reinigungsrohr (Prüfschacht) muss mindestens 800 
mm Durchmesser haben und ist so nahe wie technisch 
möglich an die öffentlich Abwasseranlage zu setzten; er 
muss stets zugänglich und bis auf Rückstauebene  
(§ 19) wasserdicht ausgeführt sein. 
 
(4) Wird eine Grundstücksentwässerungsanlage -auch 
vorübergehend- außer Betrieb gesetzt, so kann die 
Stadt den Grundstücksanschluss verschließen oder 
beseitigen. Die Kosten trägt der 
Grundstückseigentümer. § 13 Abs. 3 und 4 gilt 
entsprechend. Die Stadt kann die in Satz 1 genannten 
Maßnahmen auf den Grundstückseigentümer 
übertragen. 
 
 

§17 
Abscheider, Hebeanlage, Pumpen,  

Zerkleinerungsgeräte 
 

(1) Auf Grundstücken, auf denen Fette, 
Leichtflüssigkeiten wie Benzin und Benzol sowie Öle 
oder Ölrückstände in das Abwasser gelangen können, 
sind Vorrichtungen zur Abscheidung dieser Stoffe aus 
dem Abwasser (Abscheider mit dazugehörenden 
Schlammfängen) einzubauen, zu betreiben, zu 
unterhalten und zu erneuern. Die Abscheider mit den 
dazugehörenden Schlammfängen sind vom 
Grundstückseigentümer in regelmäßigen 
Zeitabständen, darüber hinaus bei besonderem Bedarf 
zu leeren und zu reinigen. Bei schuldhafter Säumnis ist 
er der Stadt  gegenüber schadenersatzpflichtig. Für die 
Beseitigung und Verwertung der anfallenden Stoffe 
gelten die Vorschriften über die Abfallentsorgung. 
 
(2) Die Stadt kann vom Grundstückseigentümer den 
Einbau und den Betrieb einer Abwasserhebeanlage 
verlangen, wenn dies für die Ableitung des Abwassers 
notwendig ist; dasselbe gilt für Pumpanlagen auf 
Grundstücken, die an Abwasserdrückleitungen 
angeschlossen werden. §15 bleibt unberührt. 
 

(3) Zerkleinerungsgeräte für Küchenabfälle, Müll, 
Papier und dergleichen, sowie Handtuchspender mit 
Spülvorrichtung dürfen nicht an 
Grundstücksentwässerungsanlagen angeschlossen 
werden 
 
 

§18 
Toiletten  mit Wasserspülung, Kleinkläranlagen 

 
(1) Auf Grundstücken, die an die öffentliche 
Abwasserbeseitigung angeschlossen sind, sind in 
Gebäuden mit Aufenthaltsräumen nur Toiletten mit 
Wasserspülung zulässig. (§ 36 Abs. 2 der 
Landesbauordnung) 
 
(2) Kleinkläranlagen, geschlossene Gruben und 
Sickeranlagen sind unverzüglich außer Betrieb zu 
setzen, sobald das Grundstück an eine öffentliche 
Kläranlage angeschlossen ist. Die Kosten für die 
Stilllegung trägt der Grundstückseigentümer selbst. 
 
 

§19 
Sicherung gegen Rückstau 

 
Abwasseraufnahmeeinrichtungen der 
Grundstücksentwässerungsanlagen, insbesondere 
Toiletten mit Wasserspülung, Bodenabläufe, Ausgüsse, 
Spülen, Waschbecken, Schachtdeckel, die an der 
Anschlussstelle der Grundstücksentwässerung 
(Rückstauebene) tiefer als die Straßenoberfläche 
liegen, müssen vom Grundstückseigentümer auf seine 
Kosten gegen Rückstau gesichert werden. Im Übrigen 
hat der Grundstückseigentümer für rückstaufreien 
Abfluss des Abwassers zu sorgen. 
 
 

§20 
Abnahme und Prüfung der 

Grundstücksentwässerungsanlagen, Zutrittsrecht, 
Indirekteinleiterkataster 

 
(1) Vor der Abnahme durch die Stadt darf die 
Grundstücksentwässerungsanlage nicht in Betrieb 
genommen werden.  
 
Die Abnahme der Grundstücksentwässerungsanlage 
befreit den Bauherrn, den Planverfasser, den Bauleiter 
und den ausführenden Unternehmer nicht von ihrer 
Verantwortlichkeit für die vorschriftsmäßige und 
fehlerfreie Ausführung der Arbeiten. 
 
(2) Die Stadt ist berechtigt, die 
Grundstücksentwässerungsanlagen zu prüfen. Die 
Grundstückseigentümer und Besitzer (nach § 3 
Absätze 1 und 2) sind verpflichtet, die Prüfung zu 
dulden und dabei Hilfe zu leisten. Sie haben den zur 
Prüfung des Abwassers notwendigen Einblick in die 
Betriebsvorgänge zu gewähren und die sonst 
erforderlichen Auskünfte zu erteilen. Die mit der 
Überwachung der Anlagen beauftragten Personen 
dürfen Grundstücke zum Zwecke der Prüfung der 
Einhaltung der Satzungsbestimmungen betreten.  
 
(3) Werden bei der Prüfung der 
Grundstücksentwässerungsanlage Mängel festgestellt, 
hat sie der Grundstückseigentümer unverzüglich zu 
beseitigen. 
 
(4) Die Stadt ist nach § 83 Abs. 3 WG in Verbindung 
mit der Eigenkontrollverordnung des Landes 
verpflichtet, Betriebe, von deren Abwasseranfall nach 
Beschaffenheit und Menge ein erheblicher Einfluss auf 
die öffentliche Abwasserbehandlungsanlage zu 
erwarten ist, in einem so genannten Indirekteinleiter-
Kataster zu erfassen. Dieses wird bei der Stadt geführt 
und wird auf Verlangen der Wasserbehörde vorgelegt. 
Erfasst werden die in Anhang 2 Nr. 5 der 

   



Eigenkontrollverordnung, in der jeweils gültigen 
Fassung, aufgeführten Betriebe. 
 
Die Verantwortlichen dieser Betriebe sind verpflichtet, 
der Stadt, auf deren Anforderung hin, die für die 
Erstellung des Indirekteinleiter-Katasters erforderlichen 
Angaben zu machen. 
 
Dabei handelt es sich um folgende Angaben:  
Name des Betriebes, Produktion (Art, Umfang), 
Abwassermenge (m³/d) ggf. pro Einzeleinleitung, Art 
der Abwasserbehandlungsanlage(n) (Haupteinsatz-
stoffe, Hauptwasserinhaltsstoffe) und Verantwortliche 
im Betrieb (Name, Telefon-Nummer). 
 
Die Stadt wird dabei die Geheimhaltungspflicht von 
Geschäfts- und Betriebsgeheimnissen sowie die 
Belange des Datenschutzes beachten. 
 
 

§49 
Haftung der Grundstückseigentümer 

 
Die Grundstückseigentümer und die Benutzer haften 
für schuldhaft verursachte Schäden, die infolge einer 
unsachgemäßen oder den Bestimmungen dieser 
Satzung widersprechenden Benutzung oder infolge 
eines mangelhaften Zustands der 
Grundstücksentwässerungsanlagen entstehen. Sie 
haben die Stadt von Ersatzansprüchen Dritter 
freizustellen, die wegen solcher Schäden geltend 
gemacht werden. Gehen derartige Schäden auf 
mehrere Grundstücksentwässerungsanlagen zurück, 
so haften deren Eigentümer oder Benutzer als 
Gesamtschuldner. 
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